
Städtebaulicher Vertrag 

Die Stadt Heinsberg, Apfelstraße 60, 52525 Heinsberg, vertreten durch den Bürgermeister Kai Louis 

~ im Folgenden Stadt genannt -

und 

die Kieswerk Himmerich GmbH, Schleidener Aue 3, 52525 Heinsberg, vertreten durch die 

Geschäftsführerin Yvonne Hensing 

- im Folgenden Vorhabenträger genannt -

schließen folgenden Vertrag: 

Präambel 

Der Vorhabenträger beabsichtigt die Flächen in der Gemarkung Randerath, Flur 6, Flurstücke 154 tlw. 

und 155 tlw. zur Erschließung der Erweiterung der Abgrabung Himmerich auszubauen. Hier soll u. a, 

eine direkte Zufahrt von der Kreisstraße 16 (K16) in das Abgrabungsgebiet entstehen. 

Nach Fertigstellung und Vermessung soll das Flurstück 155 teilweise eigentumsrechtlich an die Stadt 

übertragen und teilweise als öffentliche Verkehrsanlage gewidmet werden. Das Flurstück 154 ist 

derzeit ein städtischer Wirtschaftsweg und soll zukünftig teilweise als Erschließungsstraße ausgebaut 

werden. 

Darüber hinaus ist auch eine Anpassung der Verkehrsführung im Bereich der K16 vorgesehen 

(Linksabbiegespur, Verschwenkung Radweg, etc.), Die hierzu erforderlichen Arbeitsschritte werden im 

Rahmen des Verfahrens „Kieswerk Himmerich GmbH — Erweiterung" (Antrag v. 15.03.2023 gern. AbgrG 

NRW) mit dem Kreis Heinsberg abgestimmt. 
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Teil I 

Allgemeines 

§1 

Gegenstand des Vertrages 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Herstellung der Erschließungsanlagen in der Gemarkung 

Randerath, Flur 6, Flurstücke 154 tlw. und 155 tlw. in eigenem Namen und vollständig auf eigene 

Rechnung nach Maßgabe der folgenden Vertragsbestimmungen, der einschlägigen Rechtsvorschriften 

und der anerkannten Regeln der Technik und Baukunst durchzuführen. 

§2 

Bestandteile des Vertrages 

Bestandteile des Vertrages sind: 

1. der Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes (Anlage 1), 

2. die noch abzustimmende Ausführungsplanung zum Bau einer Zufahrt von der K16 (wird Anlage 

2), 

3. Erläuterungsbericht Squadra+ v. 21.12.2022 zum Bau einer Zufahrt von der K16 (Anlage 3), 

Teil II 

Erschließung 

§3 

Erschließungsverpflichtung 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Durchführung des Vorhabens im Vertragsgebiet nach 

den Regelungen dieses Vertrages. 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur 
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1. Herstellung der Erschließungsstraße nebst Entwässerungseinrichtungen, 

2. Herstellung der Lärmschutzwallanlage (zwischen der Ortslage Himmerich und der 

Zufahrt) einschließlich Begrünung, 

3. Herstellung des Fuß- und Radweges zwischen der Straße Himmerich und dem Radweg 

der K 16, 

2. Herstellung und Verlegung der notwendigen Versorgungsleitungen durch die 

Versorgungsträger (z.B. Versorgung mit Wasser, Strom, Fernsprechleitungen, 

Breitbandkabel). 

§4 

Vorbereitungsmaßnahmen 

(1) Der Vorhabenträger wird alle für die Erschließung der Grundstücke erforderlichen 

Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnahmen in eigenem Namen und auf eigene Rechnung durch¬ 

führen. 

(2) Der Vorhabenträger darf mit den Erschließungsmaßnahmen erst beginnen, wenn 

- die Anzeige bei der Stadt zum Beginn der Bautätigkeit erfolgt ist, 

die erforderlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnisse (z. B. Abgrabungsgenehmigung) 

vorliegen, 

- das Plangebiet auf Kampfmittelfreiheit überprüft wurde. 

§5 

Art und Umfang der Erschließung 

(1) Die Art und der Umfang der Erschließung richten sich nach der noch abzustimmenden 

Ausführungsplanung (wird Anlage 2) für die Erschließungsanlagen. Der Leistungsumfang 

umfasst die Herstellung der Erschließungsanlagen über die Grenzen des Vertragsgebietes 

hinaus, soweit und sofern dies zur Anbindung der Anlagen an das vorhandene öffentliche 

Straßennetz erforderlich Ist. 

(2) Der Vorhabenträger darf von den abgestimmten Ausführungsplänen nur mit schriftlicher 
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Zustimmung der Stadt abweichen. 

(3) Dem Vorhabenträger obliegt die Herstellung der unter § 3 Absatz 2 genannten 

Erschließungsanlagen im Vertragsgebiet. 

(4) Soweit die Erschließung nicht Aufgabe der Stadt ist (z.B. Versorgung mit Gas, Strom, 

Fernsprechleitungen, Breitbandkabel, Wasser) veranlasst der Vorhabenträger die Herstellung 

der erforderlichen Einrichtungen durch den zuständigen Träger. 

(5) Das Anbringen von Kennzeichen und Hinweisschildern für öffentliche Erschließungsanlagen 

obliegt der Stadt oder den sonstigen Aufgabenträgern. Das Anbringen von Verkehrszeichen 

und Straßenbenennungsschildern erfolgt auf Anordnung der Straßenverkehrsbehörde durch 

den Vorhabenträger. 

§6 

Fertigstellung der Anlagen 

Erfüllt der Vorhabenträger seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die Stadt berechtigt, ihm 

schriftlich eine angemessene Frist zur Ausführung der Arbeiten zu setzen. Erfüllt der Vorhabenträger 

bis zum Ablauf dieser Frist die vertraglichen Verpflichtungen nicht, so werden die 

Erschließungsanlagen nicht durch die Stadt übernommen und die Stadt ist berechtigt von diesem 

Vertrag zurückzutreten. 

§7 

Ingenieurbüro 

(1) Mit der Planung beauftragt der Vorhabenträger ein leistungsfähiges Ingenieurbüro, das die 

technisch einwandfreie und wirtschaftliche Abwicklung der Baumaßnahme garantiert. 

(2) Die Verträge zwischen dem Vorhabenträger einerseits und den Ausführungsfirmen 

andererseits müssen eine 5-jährige Gewährleistungsfrist, die nach Abnahme 

Erschließungsanlagen gemäß § 11 des Vertrages beginnt, vorsehen. 
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§8 

Ausführende Unternehmen 

(1) Für die Ausführung der Erschließungsarbeiten darf der Vorhabenträger nur fachlich geeignete, 

leistungsfähige und zuverlässige Unternehmen einsetzen. 

(2) Die Leistungsverzeichnisse sind im Einvernehmen mit der Stadt zu erstellen. Die Beteiligung 

der Firmen, die durch den Vorhabenträger aufgefordert werden sollen, ein Angebot 

abzugeben, ist mit der Stadt abzustimmen. 

Die jeweilige Zustimmung der Stadt gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb einer Frist von vier 

Wochen zu den Leistungsverzeichnissen und zu den beteiligten Firmen Steilung nimmt. 

(3) Der Vorhabenträger hat auf Verlangen der Stadt von den für den Bau der Kanalisations- und 

Erschließungsanlagen verwendeten Materialien nach den hierfür geltenden technischen 

Richtlinien Proben zu entnehmen und diese in einem anerkannten Baustofflaboratorium 

untersuchen zu lassen und die Untersuchungsbefunde der Stadt vorzulegen. Entstehende 

Kosten sind vom Vorhabenträger zu tragen. 

§9 

Bauleitung und Schadenshaftung 

(1) Die Bauleitung für alle Erschließungsarbeiten einschließlich der Herstellung der 

Grundstücksanschlussleitungen liegt beim Vorhabenträger. 

(2) Zur Bauüberwachung ist mindestens ein fachlich geeigneter, ingenieurmäßig ausgebildeter 

Beauftragter des Vorhabenträgers einzusetzen, der im erforderlichen Umfange auf der 

Baustelle anwesend sein muss. 

(3) Die Beauftragten der Stadt und der Versorgungsträger haben das Recht, die Baustellen 

jederzeit zu betreten und die Einhaltung der Bedingungen und die Ausführung der 

Erschließungsanlagen zu überprüfen oder auf Kosten des Vorhabenträgers überprüfen zu 

lassen. Dabei festgestellte Mängel hat der Vorhabenträger unverzüglich zu beseitigen. 

(4) Der Vorhabenträger haftet ebenfalls für Schäden an städtischen Einrichtungen, die durch 
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Dritte verursacht werden. 

(5) Vom Beginn der Bautätigkeit an übernimmt der Vorhabenträger im gesamten 

Erschließungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht bis zur Abnahme. 

§ 10 

Überwachung und Abnahme 

(1) Die Erschließungsanlagen sind nach schriftlicher Anzeige der Fertigstellung von der Stadt und 

dem Vorhabenträger gemeinsam abzunehmen. Die Abnahme findet zu einem einvernehmlich 

festgelegten Termin innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige statt. 

Das Ergebnis der Abnahme ist in einer Niederschrift festzuhalten. Darin festgestellte Mängel 

hat der Vorhabenträger unverzüglich zu beseitigen; anschließend ist die Abnahme zu wie¬ 

derholen. 

(2) Der Vorhabenträger hat die Sch lussvermessung durchführen zu lassen und eine Bescheinigung 

eines öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs über die Einhaltung der Grenzen zu 

übergeben, Des Weiteren muss aus der Bescheinigung hervorgehen, dass sämtliche 

Grenzzeichen sichtbar sind. 

(3) Die Bestandspläne der Erschließungsanlagen werden auf Veranlassung der Stadt zu Lasten des 

Vorhabenträgers erstellt. Dem Vorhabenträger wird eine Ausfertigung der Bestandspläne zur 

Verfügung gestellt. 

(4) Die Stadt kann dem Vorhabenträger zur Mängelbeseitigung nach den vorstehenden Absätzen 

eine angemessene Frist setzen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Stadt berechtigt, die Mängel auf 

Kosten des Vorhabenträgers selbst zu beseitigen oder beseitigen zu lassen. 

§ 11 

Übernahme der Erschließungsanlagen 

(1) Der Vorhabenträger überträgt der Stadt nach der Abnahme der Erschließungsanlagen 

unentgeltlich und lasten- und kostenfrei das Eigentum an dem Grundstück oder den 
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Grundstücken, soweit es bzw. sie von den Erschließungsanlagen im Vertragsgebiet 

beansprucht wird bzw, werden. 

(2) Die Stadt übernimmt mit der Abnahme die Erschließungsanlagen in Ihren laufenden Unterhalt. 

Mit diesem Zeitpunkt gehen die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen 

Verschlechterung der Erschließungsanlagen und die Verkehrssicherungspflicht vom 

Vorhabenträger auf die Stadt über. 

(3) Dieser Vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der notariellen Beurkundung gemäß § 311b BGB. 

Alle notwendigen Schritte hierfür sind durch den Vorhabenträger auf seine Kosten zu 

veranlassen. 

(4) Zum Zwecke der Inventarisierung der Erschließungsanlagen legt der Vorhabenträger der Stadt 

eine Kostenübersicht der Erschließungsanlagen nach ihrer Fertigstellung vor. 

§ 12 

Beiträge 

Mit der vertragsgemäßen Fertigstellung und Übergabe der unter § 5 Abs. 3 genannten 

Erschließungsanlagen ist eine Erhebung von Erschließungsbeiträgen im Sinne der §§ 127 ff. BauGB 

ausgeschlossen. 

§ 13 

Gewährleistung 

(1) Der Vorhabenträger übernimmt die Gewähr, dass die der Stadt übergebenen Er¬ 

schließungsanlagen im Zeitpunkt der Endabnahme die zugesicherten Eigenschaften haben, 

den anerkannten Regeln der Technik und Baukunst entsprechen und nicht mit Mängeln 

behaftet sind, die ihren Wert oder ihre Tauglichkeit aufheben oder mindern. Protokolle über 

die Prüfung von Materialien und Werkstücken einschließlich der dazugehörigen Proben sind 

der Stadt zu übergeben. 

(2) Die Frist für die Gewährleistung beträgt 5 Jahre (§ 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB). Sie beginnt mit der 

endgültigen Übernahme der Erschließungsanlage gemäß § 11 Abs. 2. 
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(3) Der Vorhabenträger hat alle während der Gewährleistungsfrist auftretenden Mängel 

unverzüglich auf seine Kosten zu beseitigen, wenn die Stadt ihn hierzu vor Ablauf der Frist 

schriftlich auffordert. Die Stadt kann ihm zur Mängelbeseitigung eine angemessene Frist 

setzen und nach deren Ablauf die Mängel auf Kosten des Vorhabenträgers selbst beseitigen 

oder beseitigen lassen, 

(4) Vertragliche Ansprüche, die dem Vorhabenträger hinsichtlich der von ihm gemäß Abs. 1 zu 

gewährleistenden Beschaffenheit der Erschließungsanlagen gegen Dritte zustehen, gehen 

nach Ablauf der Gewährleistungsfrist auf die Stadt über. 

§ 14 

Sicherheitsleistung 

(1) Der Vorhabenträger leistet Sicherheit durch Vorlage einer selbstschuldnerischen Bürgschaft 

einer Bank, Sparkasse oder eines Kreditversicherungsunternehmens in Höhe von 5 % der 

Gesamtkosten der Erschließung für die Erfüllung der Gewährleistungsansprüche. Alternativ 

kann der Vorhabenträger auch eine selbstschuldnerische Bürgschaft des mit der Erschließung 

beauftragten Unternehmens an die Stadt abtreten. 

(2) Die Sicherheitsleistung nach Absatz 1 ist mit der Abnahme der Erschließungsanlagen gern. § 

11 Absatz 1 vorzulegen. Sie ist nach Ablauf der Gewährleistungsfrist seitens der Stadt 

freizugeben. Soweit Ansprüche der Stadt zu diesem Zeitpunkt nicht erfüllt sind, darf sie einen 

entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhalten, 

(3) Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Vorhabenträgers ist die Stadt berechtigt, noch 

offenstehende Forderungen Dritter gegen den Vorhabenträger für Leistungen aus diesem 

Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedigen. 
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Teil III 

(1) 

(2) 

(1) 

(2) 

Schlussbestimmungen 

§ 15 

Kostentragung 

Der Vorhabenträger trägt die Kosten dieses Vertrages und die Kosten seiner Durchführung. 

Sofern der Stadt ein Aufwand für die Verschaffung des Eigentums an den öffentlichen Flächen 

entsteht, wird dieser vom Vorhabenträger innerhalb eines Monats nach Aufforderung 

erstattet. 

§ 16 

Vertragsänderung, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist 2-fach ausgefertigt. Die Stadt und der 

Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 

dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen 

durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich 

entsprechen. 

Heinsberg,^.^^ Heinsberg, A ^. ̂ 3 

Stadt Heins 
Der Bürge 

Kai/Lobis 
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Für den Vorhabenträger 


